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1 Geltungsbereich 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner 
Straße, Kantstraße, Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ befindet sich 
im Stadtteil Opladen, Stadtbezirk II zwischen der Bonner Straße (L291) im Norden und 
der Kopernikusstraße im Süden. Der Geltungsbereich hat eine Gesamtgröße von ca. 
2,4 ha. 

 

Abbildung 1 Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Straße, Kant-

straße, Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“, maßstabslos 

2 Anlass und Ziel der Planung 

2.1 Anlass der Planung 

Der bestehende Bebauungsplan Nr. 76/II „Schusterinsel“, rechtskräftig seit dem 
02.03.1989 ist fehlerhaft und bedarf entsprechender Korrekturen. Unter anderem sind 
Festsetzungen in Bezug auf die Höhe baulicher Anlagen sowie die im Bebauungsplan 
angegebene Geländehöhe fehlerhaft. Außerdem wurde im Bebauungsplan eine un-
gültige Festsetzung zur Verkaufsfläche von Einzelhandelsbetrieben im Mischgebiet 
getroffen. 

Mit dem Bebauungsplan Nr. 242/II „Opladen - zwischen Wupper, Düsseldorfer Straße 
und Gerhart-Hauptmann-Straße“ wurde ein Aufstellungsbeschluss zur Überplanung 
des gesamten Geltungsbereichs des Ursprungsplans Nr. 76/II „Schusterinsel“ gefasst. 
Zusätzlich wurde eine Veränderungssperre erlassen und bereits einmal verlängert. Die 
Veränderungssperre läuft am 06.03.2024 aus. 

Für ein Grundstück im Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Nr. 242/II „Opladen - zwischen Wupper, Düsseldorfer Straße und Gerhart-Haupt-
mann-Straße“ gibt es ein Baubegehren zur Erweiterung eines Einzelhandelsbetriebs. 
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Der Einzelhandelsbetrieb hat eine genehmigte Verkaufsfläche von 799 m² und soll auf 
ca. 1286 m² erweitert werden. Durch die Erweiterung der Verkaufsfläche wäre der Ein-
zelhandelsbetrieb dann großflächig. Großflächige Einzelhandelsbetriebe sind gemäß 
§ 11 Abs. 3 BauNVO nur in Sondergebieten oder Kerngebieten zulässig. Da der Stand-
ort nicht im zentralen Versorgungsbereich (ZVB) liegt widerspricht er dem im Landes-
entwicklungsplan (LEP) formulierten Ziel 6.5-2 welches besagt, dass Standorte des 
großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten Kernsortimenten nur in zentralen 
Versorgungsbereichen, zulässig sind.1 Der Standort ist weder als zentraler Versor-
gungsbereich noch als solitäre Nahversorgungslage dargestellt. In fußläufiger Entfer-
nung befinden sich zudem drei weitere bereits großflächige (Lebensmittel-) Einzelhan-
delsmärkte, so dass der Standort als überversorgt gilt. In einem Bereich zwischen 
Nordwesten und Nordosten des Vorhabenstandorts befindet sich keine signifikante, 
fußläufige Mantelbevölkerung. Bedingt durch die vorstehend genannten Faktoren 
kann eine wesentliche Zentrenschädlichkeit des Vorhabens bei einer Erweiterung der 
Verkaufsfläche auf 1.286m² nicht ausgeschlossen werden, was wiederum dem im LEP 
formulierten Ziel 6.5-3 Beeinträchtigungsverbot entgegensteht.2 

Um das weitere Verfahren zu beschleunigen soll mit diesem Bebauungsplan Nr. 269/II 
„Opladen - zwischen Bonner Straße, Kantstraße, Kopernikusstraße und Gerhart-
Hauptmann-Straße“ der Teilbereich südlich der Bonner Straße, indem sich der betref-
fende Einzelhandelsbetrieb befindet herausgelöst und parallel als eigenständiges Ver-
fahren fortgeführt werden. Der ursprüngliche Bebauungsplan Nr. 242/II „Opladen - zwi-
schen Wupper, Düsseldorfer Straße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ soll folglich um 
den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Str., 
Kantstr., Kopernikusstr. und Gerhart-Hauptmann-Str.“ entsprechend beschnitten wer-
den. 

2.2 Ziel der Planung 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner 
Straße, Kantstraße, Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ werden fol-
gende Ziele verfolgt: 

 Der Einzelhandel im Plangebiet soll auf die im Mischgebiet (MI) allgemein zuläs-
sigen Verkaufsflächengrößen (< 800m²) beschränkt werden. Außerdem sollen 
nahversorgungs- und zentrenrelevante Sortimente an diesem Standort ausge-
schlossen werden um den ZVB im Opladener Zentrum zu schützen. 

 Die Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung werden so getroffen, dass 
die Schaffung von zusätzlichem Wohnraum im Rahmen einer Nachverdichtung 
möglich ist ohne weitere unversiegelte Flächen in Anspruch zu nehmen. Dazu 
werden parallel auch Festsetzungen zur nachhaltigen Durchgrünung und ökolo-
gischen Aufwertung des Plangebiets getroffen. 

 Durch eine Feingliederung und dem partiellen Ausschluss der unterschiedlichen 
Betriebsformen aus den Bereichen Freizeit, Erotik und Glücksspiel, soll eine 
Beeinträchtigung der städtebaulichen Funktion des Gebietes (Trading Down-
Effekt), insbesondere durch die nachteilige Häufung von Vergnügungsstätten, 
ausgeschlossen werden. 

                                            
1 Landesentwicklungsplan NRW, S. 70 

2 Landesentwicklungsplan NRW, S. 70 
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3 Planrechtfertigung 

3.1 Bevölkerungsentwicklung und Wohnbaulandbedarfsprognose  

Leverkusen ist in den letzten zehn Jahren enorm gewachsen. Aktuell (Stand: 
31.12.2022) leben in der Stadt 168.901 Einwohner. Eine stabile Bevölkerungsentwick-
lung wurde ab 2010 zunächst von einem leichten, ab 2014 sogar deutlichen Bevölke-
rungswachstum abgelöst. Gründe für die positive Bevölkerungsentwicklung der letzten 
Jahre ist das hohe Zuwanderungsplus sowohl bei den Nah- als auch bei den Fernwan-
derungen.  

In der aktuellsten Bevölkerungsvorausberechnung von 2021 des Instituts für Informa-
tion und Technik Nordrhein-Westfalen (kurz: IT.NRW) wird für Leverkusen entgegen 
dem Landestrend zukünftig ein Bevölkerungswachstum erwartet. Insbesondere sollen 
die Städte entlang der Rheinschiene von einer Bevölkerungszunahme profitieren. Die 
höchsten Anstiege werden u. a. für die Großstädte Bonn und Köln prognostiziert. Der 
Zuwanderungsdruck der großen Städte wird sich laut IT.NRW etwas gleichmäßiger 
auf die umliegenden Städte verteilen. Die Bevölkerungsvorausberechnung für Lever-
kusen fällt moderater aus (bis 2040: 0,4 % und bis 2050: 0,6 %) als noch drei Jahre 
zuvor (+ 6,5 %). Die aktuellen politischen Entwicklungen und die neuesten zunehmen-
den Flüchtlingszuwanderungen sind darin nicht berücksichtigt worden.  

Von einem Bevölkerungswachstum für Leverkusen geht 2020 auch das „Wohnungs-
marktgutachten über den quantitativen und qualitativen Wohnungsneubaubedarf in 
Nordrhein-Westfalen bis 2040“ aus. Das Gutachten wurde im Auftrag des Ministeriums 
für Heimat, Kommunales, Bau und Gleichstellung des Landes Nordrhein-Westfalen 
(MHKBG NRW) von dem „GEWOS Institut für Stadt-, Regional- und Wohnforschung 
GmbH“ erarbeitet. Durch die räumlichen Ausweichprozesse aus den Großstädten wer-
den die Umlandstädte ein dynamisches Wachstum erfahren. Bedingt durch die engen 
Wanderungsverflechtungen zwischen Köln und Leverkusen und die anhaltende Zu-
wanderung, wird für Leverkusen bis 2040 ein Bevölkerungswachstum von 6 % erwar-
tet.  

Die Prognosen des Gutachterbüros F+B Forschung und Beratung für Wohnen, Immo-
bilien und Umwelt GmbH, Hamburg (kurz: F+B), die im Rahmen der Leverkusener 
perspektivischen Gesamtstrategie, des Wohnungsbauprogramms 2030+, erstellt wur-
den, gehen sogar von einem stärkeren Bevölkerungswachstum aus, nämlich von 2016 
bis 2035 auf 179.250 Einwohner (+ 7,9 %) in der Status quo-Variante3. Die Status quo-
Variante ist vom Ausschuss für Stadtentwicklung, Bauen und Planen der Stadt Lever-
kusen als Grundlage für das Wohnungsbauprogramm beschlossen worden.  

Neben dem Bevölkerungswachstum verzeichnet Leverkusen eine Zunahme der Haus-
halte. Dabei wachsen Einpersonenhaushalte am deutlichsten, gefolgt von den Zwei-
personenhaushalten. Der Trend zu kleineren Haushalten mit geringer Personenbele-
gung wird sich auch in Zukunft fortsetzen. Das GEWOS Institut prognostiziert bis 2040 
einen Anstieg der Haushalte von 6 %. Die deutlichsten Zunahmen sind bei den Seni-
orenhaushalten mit 65- bis 80-Jährigen (rund 30 %) und hochbetagten Haushalten mit 
über 80-Jährigen (rund 20 %) zu erwarten. Die Einkommenssituation von Haushalten 
auf der einen Seite und die Wohnkosten (z. B. Zins, Tilgung, Betriebskosten oder 

                                            
3 In der Status quo-Variante wird davon ausgegangen, dass die Entwicklung der Geburten und Sterbefälle sowie der Wanderun-
gen der vergangenen Jahre sich, mit Ausnahme des Zuzugs von Flüchtlingen auf dem Höhepunkt der Flüchtlingskrise, im Prog-
nosezeitraum fortsetzt. 
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Miete) auf der anderen Seite werden die zukünftige Entwicklung des Wohnflächenkon-
sums und der Nachfrage nach größeren bzw. kleineren Wohnungen maßgeblich be-
einflussen. 

Der Bevölkerungsanstieg und die zunehmende Zahl an Haushalten erhöhen die Nach-
frage nach Wohnraum am aktuell angespannten Wohnungsmarkt sowie den Bedarf 
an Wohnbauflächenentwicklung und führen damit zu einem zusätzlichen Baulandbe-
darf. In der errechneten Flächenbedarfsprognose von F+B ist in der Status quo-Vari-
ante bis zum Jahr 2035 ein zusätzlicher Baulandbedarf von 174 ha Bruttobauland er-
rechnet worden. Dem in der Vorlage Nr. 2018/2403 (Wohnungsbauprogramm 2030+ 
Zwischenergebnisse nach der 4. Sitzung der Arbeitsgruppe) prognostizierten Bedarf 
von 174 ha Wohnbauflächen steht zum Zeitpunkt der Prognose ein Angebot von 183 
ha (20 ha Baulücken, 109 ha Wohnbauflächen im Flächennutzungsplan (FNP) und 54 
ha Potenzialflächen) gegenüber. Die 54 ha Potenzialflächen sind im wirksamen Flä-
chennutzungsplan nicht als Wohnbauflächen dargestellt. Den Textteil des Abschluss-
berichts des Wohnungsbauprogramms 2030+ hat der Rat in seiner Sitzung am 
16.12.2019 als städtebauliches Entwicklungskonzept nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 Bauge-
setzbuch (BauGB) zur Kenntnis genommen.  

Um die Wohnbevölkerung bis 2035 und darüber hinaus ausreichend mit Wohnraum 
zu versorgen, sollen ungenutzte Wohnraumpotenziale im Bestand, zum Beispiel im 
Rahmen einer - in der Praxis bereits bewährten - Symbiose von Einzelhandel und 
Wohnen aktiviert werden.  

3.2 Einzelhandel 

Das klassifizierte Stadtbezirkszentrum Opladen4 übernimmt im Wesentlichen Versor-
gungsfunktion für den Stadtbezirk II mit seinen insgesamt rd. 50.000 Einwohnern und 
erstreckt sich über eine Distanz von rd. 1,1 Kilometern zwischen der Düsseldorfer 
Straße im Norden bis zur Einmündung der Volhardstraße in die Kölner Straße im Sü-
den.  

Der ZVB umfasst neben der Hauptachse Düsseldorfer Straße / Kölner Straße zudem 
die abgehenden Seitenstraßen Altstadtstraße, Birkenbergstraße, Bahnhofstraße, 
Goetheplatz und Opladener Platz sowie der nördliche Bereich der Westseite der 
Neuen Bahnstadt Opladen und befindet sich ca. 200 m östlich des Plangebiets5. Als 
Stadtbezirkszentrum erfüllt der ZVB entsprechend seiner derzeitigen Einzelhandels-
ausstattung auch eine Versorgungsfunktion im aperiodischen Bedarfsbereich. Der als 
Fußgängerzone ausgebaute Bereich der Kölner Straße zwischen dem Übergang zur 
Düsseldorfer Straße im Norden und dem Opladener Platz im Süden kann vor dem 
Hintergrund der größten Nutzungsdichte zentrenprägender Angebotsformen sowie der 
höchsten Kundenfrequenz als Hauptlage des Opladener Zentrums klassifiziert wer-
den. In diesem Zusammenhang kommt der Sicherung und Stärkung des ZVB eine 
besondere Bedeutung zu, was auch so im Landesentwicklungsplan formuliert wird u.a. 
Ziel 6.5-2 Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten Kernsor-

                                            
4 Einzelhandelskonzept Stadt Leverkusen, S. 88 

5 Einzelhandelskonzept Stadt Leverkusen, S. 114 
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timenten nur in zentralen Versorgungsbereiche oder Ziel 6.5-3 Beeinträchtigungsver-
bot.6 Weiterführende Informationen zum Landesentwicklungsplan sind dem Kapitel 
„5.1 Landesentwicklungsplan“ zu entnehmen.  

4 Verfahren 

4.1 Verfahrensart 

Der Bebauungsplan wird gemäß § 30 Abs. 1 BauGB als qualifizierter Bebauungsplan 
der Innentwicklung gemäß §13a in Verbindung mit §13 (vereinfachtes Verfahren) 
BauGB aufgestellt. Der nächste Verfahrensschritt ist die öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB.  

4.2 Verfahrensschritte 

Bebauungsplan 242/II „Opladen - zwischen Wupper, Düsseldorfer Straße und Gerhart-
Hauptmann-Straße“ 

Aufstellungsbeschluss 

Am 25.01.2021 wurde vom Ausschuss für Stadtentwicklung, Planen und Bauen (SPB) 
und der Bezirksvertretung II (BVII) der Beschluss zur Aufstellung des Bebauungsplans 
Nr. 242/II „Opladen - zwischen Wupper, Düsseldorfer Straße und Gerhart-Hauptmann-
Straße“ gefasst. Ein Beschluss zur frühzeitigen Beteiligung gem. § 3 Abs. 1 und § 4 
Abs. 1 BauGB wurde nicht gefasst.  

Der SPB hat in seiner Sitzung am 05.09.2022 die frühzeitige Beteiligung der Öffent-
lichkeit und der Behörden für den Bebauungsplan Nr. 242/II „Opladen - zwischen Wup-
per, Düsseldorfer Straße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ beschlossen. Die Frühzei-
tige Beteiligung fand vom 14.11.2022 bis einschließlich 15.12.2022 statt.  

Veränderungssperre 

Zur Sicherung der Planung hat der Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sitzung am 
22.02.2021 für den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan 242/II „Opladen - zwi-
schen Wupper, Düsseldorfer Straße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ eine Verände-
rungssperre gemäß der §§ 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1 BauGB beschlossen. 

Die Veränderungssperre wurde im Amtsblatt vom 05.03.2021 bekannt gemacht. Auf-
grund eines möglichen Ausfertigungs- und Bekanntmachungsmangels bei der ersten 
Bekanntmachung der Veränderungssperre erfolgte die rechtliche Heilung gemäß 
§°214 Abs. 4 BauGB. Die Veränderungssperre wurde nach § 214 Abs. 4 BauGB rück-
wirkend zum Zeitpunkt der erstmaligen Bekanntmachung (Amtsblatt vom 05.03.2021) 
in Kraft gesetzt.  

Mit der Bekanntmachung vom 28.02.2023 wurde die Veränderungssperre um ein wei-
teres Jahr bis zum 06.03.2024 verlängert.  

 

Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Straße, Kantstraße, Koperni-
kusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ 

                                            
6 Landesentwicklungsplan NRW, S. 70 
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Aufstellungsbeschluss 

Am 08.05.2023 wurde vom SPB und der BVII der Beschluss zur Aufstellung des Be-
bauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Straße, Kantstraße, Kopernikus-
straße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ gefasst; der Beschluss wurde im Amtsblatt Nr. 
22 vom 21.06.2023 bekannt gemacht.  

Veränderungssperre 

Zur Sicherung der Planung hat der Rat der Stadt Leverkusen in seiner Sitzung am 
05.06.2023 für den in Aufstellung befindlichen Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - 
zwischen Bonner Straße, Kantstraße, Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-
Straße“ eine Veränderungssperre gemäß der §§ 14 Abs. 1 und 16 Abs. 1 BauGB be-
schlossen. Die Veränderungssperre wurde im Amtsblatt Nr. 23 vom 23.06.2023 be-
kannt gemacht. 

Beschluss über die öffentliche Auslegung 

Der Bebauungsplanentwurf wurde am 08.05.2023 vom SPB und von der BVII als 
Grundlage für die öffentliche Auslegung nach § 3 Abs. 2 BauGB und § 4 Abs. 2 BauGB 
beschlossen.  

Beteiligung der Öffentlichkeit gemäß § 3 Abs. 2 BauGB 

Der Entwurf des Bebauungsplans mit Stand März 2023 wurde vom 01.07.2023 bis 
zum 31.07.2023 öffentlich ausgelegt. Ort und Dauer der Auslegung wurden durch Ver-
öffentlichung im Amtsblatt Nr. 22 vom 21.06.2023 bekannt gemacht. Bis zum 
31.07.2023 gingen keine Stellungnahmen mit Anregungen zum ausgelegten Bebau-
ungsplanentwurf bei der Stadtverwaltung ein. 

Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 
2 BauGB 

Die Beteiligung der Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange nach § 4 Abs. 
2 BauGB erfolgte gemäß § 4a Abs. 2 BauGB zeitgleich mit der Beteiligung der Öffent-
lichkeit nach § 3 Abs. 2 BauGB. Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange, deren Aufgabenbereich durch die Planung berührt werden kann, wurden mit 
Schreiben vom 30.06.2023 von der Planung unterrichtet und zur Stellungnahme zum 
Entwurf des Bebauungsplans aufgefordert. 

Erneute öffentliche Auslegung gemäß § 3 Abs. 2 und § 4 Abs. 2 BauGB 

Aufgrund eines Verfahrensfehlers in der Beschlussvorlage Nr. 2023/2095 (beschlos-
sen wurde eine Auslegungsdauer von vier Wochen anstatt wie vom Gesetzgeber vor-
gesehen einen Monat, mindestens jedoch von 30 Tagen) muss die Beschlussfassung 
der öffentlichen Auslegung widerholt werden. Die bereits durchgeführte öffentliche 
Auslegung wird als frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs.1 und § 4 Abs. 1 BauGB 
gewertet.  
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5 Planungsbindungen 

5.1 Landesentwicklungsplan Nordrhein-Westfalen 

Im Entwurf des neuen Landesentwicklungsplans Nordrhein-Westfalen (LEP NRW) 
werden zum Thema „Großflächiger Einzelhandel“ verschiedene Ziele und Grundsätze 
formuliert, welche Einfluss auf die Planung haben. Unter anderem folgende Ziele (nicht 
abschließend): 

 

Ziel 6.5-1: Standorte des großflächigen Einzelhandels nur in Allgemeinen Sied-
lungsbereichen  

Kerngebiete und Sondergebiete für Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 BauNVO 
(großflächiger Einzelhandel) dürfen nur in regionalplanerisch festgelegten Allgemei-
nen Siedlungsbereichen (ASB) dargestellt und festgesetzt werden.  

Die regionalplanerisch dargestellten ASB sind Gebiete, aus denen – im Sinne der 
„Stadt der kurzen Wege“ – Flächen unterschiedlichster Nutzungen entwickelt wurden 
oder werden sollen. Dies beinhaltet auch die Flächen für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO. Die Integration dieser Flächen in die ASB unterstützt die Verringerung der 
räumlichen Distanzen zwischen Wohnen, Arbeiten, (Nah)Versorgung, Dienstleistun-
gen, Freizeit- und Bildungsangeboten etc. und damit auch die gleichberechtigte ge-
sellschaftliche Teilhabe der gesamten Bevölkerung an solchen Angeboten. 7 

Das Plangebiet ist als ASB dargestellt.  

 

Ziel 6.5-2: Standorte des großflächigen Einzelhandels mit zentrenrelevanten 
Kernsortimenten nur in zentralen Versorgungsbereichen 

Das Ziel greift das raumordnerische Integrationsgebot auf und konkretisiert insbeson-
dere den raumordnerischen Grundsatz des § 2 Abs. 2 Nr. 3 Satz 3 Raumordnungsge-
setzt (ROG) durch die raumordnerischen Vorgaben für die Bauleitplanung.  

Bauleitplanung für die Errichtung oder Erweiterung von Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 
BauNVO mit zentrenrelevantem Kernsortiment ist damit nur noch in zentralen Versor-
gungsbereichen der Gemeinden möglich, sofern nicht die in den Festlegungen enthal-
tenen Ausnahmen greifen.8 

Das Plangebiet liegt nicht im zentralen Versorgungsbereich.  

 

Ziel 6.5-3: Beeinträchtigungsverbot 

Die Zentrenverträglichkeit der durch die Darstellung und Festsetzung von Kerngebie-
ten und Sondergebieten für Vorhaben i. S. d. § 11 Abs. 3 BauNVO ermöglichten Ein-
zelhandelsnutzungen hängt sowohl vom Standort als auch von Art und Umfang des 
möglichen Warenangebotes ab. Aus diesem Grund stellt Ziel 6.5-3 auf die wesentliche 
Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche durch zentrenrelevante Sortimente 

                                            
7 Landesentwicklungsplan NRW, S. 72 

8 Landesentwicklungsplan NRW, S. 72 
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ab. Das raumordnerische Beeinträchtigungsverbot belässt der Gemeinde einen ge-
genüber dem allgemeinen Kongruenzgebot größeren Spielraum, stellt jedoch gleich-
zeitig sicher, dass zentrale Versorgungsbereiche der Standortgemeinde und der be-
nachbarten Gemeinden nicht wesentlich beeinträchtigt werden. 

Das Beeinträchtigungsverbot wird durch überörtliche Interessen getragen. Zwar hat 
das Beeinträchtigungsverbot auch städtebauliche Bedeutung für die jeweilige örtliche 
kommunale Planung, wie sich aus § 2 Abs. 2 und § 34 Abs. 3 BauGB ergibt. Das 
schließt allerdings eine Raumbedeutsamkeit nicht aus. Soweit die Versorgungsberei-
che eine überörtliche Versorgungsfunktion erfüllen, ist mit dem Beeinträchtigungsver-
bot zugleich die zentralörtliche Versorgungsfunktion der jeweiligen Gemeinde im Hin-
blick auf den Einzelhandel geschützt. Überörtliche Interessen rechtfertigen die Festle-
gung aber auch dann, wenn die jeweiligen zentralen Versorgungsbereiche keine 
überörtliche Versorgungsfunktion haben. 

Eine wesentliche Beeinträchtigung eines zentralen Versorgungsbereichs in jedem Fall 
anzunehmen, wenn die Funktionsfähigkeit des betroffenen zentralen Versorgungsbe-
reichs in beachtlichem Ausmaß beeinträchtigt und damit gestört wird. Eine solche 
Funktionsstörung liegt vor, wenn der zentrale Versorgungsbereich seinen Versor-
gungsauftrag generell oder hinsichtlich einzelner Branchen nicht mehr in substantieller 
Weise wahrnehmen kann. Bei der Beurteilung, ob eine wesentliche Beeinträchtigung 
zu erwarten ist, sind im Rahmen einer Gesamtbetrachtung alle relevanten Umstände 
des jeweiligen Einzelfalls in den Blick zu nehmen.9 

Der Standort gilt durch die drei großflächigen Lebensmittelmärkte in der Umgebung 
aus nahversorgungstechnischer Sicht schon heute als überversorgt und beeinträchtigt 
damit den zentralen Versorgungsbereich. Eine weitere, wesentliche Beeinträchtigung 
kann bei einer Erweiterung der Verkaufsfläche auf 1286m² aus Sicht der Plangeberin 
nicht ausgeschlossen werden. 

 

Ziel 6.5-7: Überplanung von vorhandenen Standorten mit großflächigem Einzel-
handel 

Vorhandene Standorte dürfen von Vorhaben im Sinne des § 11 Absatz 3 BauNVO 
außerhalb von zentralen Versorgungsbereichen als Sondergebiete gemäß § 11 Absatz 
3 BauNVO dargestellt und festgesetzt werden. Dabei sind die Sortimente und deren 
Verkaufsflächen in der Regel auf die Verkaufsflächen, die baurechtlichen Bestands-
schutz genießen, zu begrenzen. Wird durch diese Begrenzung die zulässige Nutzung 
innerhalb einer Frist von sieben Jahren ab Zulässigkeit aufgehoben oder geändert, 
sind die Sortimente und deren Verkaufsflächen auf die zulässigen Verkaufsflächen-
obergrenzen zu begrenzen. Ein Ersatz zentrenrelevanter durch nicht zentrenrelevante 
Sortimente ist möglich. 

Nur ausnahmsweise kommen geringfügige Erweiterungen der Verkaufsflächen in Be-
tracht, wenn von der gesamten durch die Ausweisung dann ermöglichten Einzelhan-
delsnutzung keine wesentliche Beeinträchtigung zentraler Versorgungsbereiche er-
folgt. Die Entscheidung, was „geringfügig“ ist, ist vom Einzelfall abhängig. Neben dem 
wichtigsten Kriterium der fehlenden wesentlichen Beeinträchtigung ist bei der Beurtei-
lung auch darauf zu achten, dass die Erweiterung im Verhältnis angemessen ist.10 

                                            
9 Landesentwicklungsplan NRW, S. 76 

10 Landesentwicklungsplan NRW, S. 83 
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Eine Erweiterung der Verkaufsfläche von 799m² auf 1.286m² bzw. um ca. 60 % wird 
von der Plangeberin in diesem Zusammenhang als nicht geringfügig bzw. als nicht im 
Verhältnis angemessen angesehen. 

5.2 Regionalplan 

Im Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln wird das Plangebiet als ASB 
dargestellt. Es handelt sich dabei um Flächen, die vorrangig Siedlungsfunktionen 
erfüllen oder erfüllen sollen. Hierzu zählen Flächen für Wohnen, wohnverträgliches 
Gewerbe, Wohnfolgeeinrichtungen, öffentliche und private Dienstleistungen, 
siedlungszugehörige Grün-, Sport, Freizeit- und Erholungsflächen. Die Darstellung als 
ASB steht der Planung nicht entgegen. 

Außerdem ist im Regionalplan die Landesstraße 291 (L291) als Straße für den 
vorwiegend überregionalen Verkehr dargestellt.  

Die Bezirksregierung Köln stellt derzeit den Regionalplan neu auf. Der Entwurf des 
Regionalplanes Köln mit Stand Januar 2020 stellt das Plangebiet weiterhin als 
Allgemeiner Siedlungsbereich dar. 

Abbildung 2 Regionalplan für den Regierungsbezirk Köln, maßstabslos 
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5.3 Flächennutzungsplan 

Der Flächennutzungsplan (FNP) der Stadt Leverkusen, bekannt gemacht am 
13.03.2006, stellt das Plangebiet als Mischgebiet (MI) dar.  

Die Darstellung im Flächennutzungsplan steht der Planung nicht entgegen. Der Be-
bauungsplan gilt als aus dem Flächennutzungsplan entwickelt.  

 

Abbildung 3 Flächennutzungsplan der Stadt Leverkusen, maßstabslos 
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5.4 Planungsrecht, rechtskräftige Bebauungspläne 

Der Bebauungsplan Nr. 76/II „Schusterinsel“ ist rechtskräftig seit dem 02.03.1989 und 
ist als qualifizierter Bebauungsplan gem. § 30 Abs. 1 BauGB aufgestellt worden. Er 
hat folgende Planungsziele zum Inhalt: 

 Ortsrechtliche Festsetzungen für die überwiegend bebauten Bereiche südlich der 
Bonner Straße als Misch- und Wohngebiet, 

 Entwicklung eines Gewerbegebietes auf dem bebauten sowie zum Teil auf dem 
bisher nicht bebauten Teil des Geländes der Firma Schusterinsel, 

 Erhaltung und Erweiterung des bestehenden Grünzuges entlang der Wupper, 

 Schutz der bestehenden Kastanienallee am Wupperuferweg sowie der übrigen 
Solitärbäume und einer Weißdornhecke, 

 Schaffung einer weiteren Anbindung des Gewerbegebietes an die Bonner Straße 
(B 8) im Zuge der verlängerten Auestraße, 

 Sicherung der inneren Erschließung des gesamten Schusterinselgeländes, so 
dass die Möglichkeit der Nutzung für eine Vielzahl von Betrieben gegeben wird, 

 Sicherung erhaltenswerter Bausubstanz, 

 intensive Durchgrünung der gesamten Gewerbegebietsflächen. 

 

Der Bebauungsplan Nr. 76/II „Schusterinsel“ setzt für das aktuelle Plangebiet als Nut-
zungsart ein Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO fest. Der Bebauungsplan enthält für 
das Mischgebiet textliche Festsetzungen zum Ausschluss von bestimmten Nutzungen, 
wie Gartenbaubetriebe, Tankstellen oder Einzelhandel mit einer Verkaufsfläche von 
mehr als 400 m². Außerdem finden sich Festsetzungen zu Abstandsklassen, zur Höhe 
baulicher Anlagen, zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und zur äußeren Ge-
stalt von Fassaden und Dacheindeckungen. 

 

 

Abbildung 4 Bebauungsplan Nr. 76/II „Schusterinsel“, maßstabslos 
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Abbildung 5 Bebauungsplan Nr. 76/II „Schusterinsel“, maßstabslos 

5.5 Landschaftsplan 

Das Plangebiet liegt nicht im Landschaftsplan der Stadt Leverkusen (Stand 
10.07.1987). Nordwestlich, in ca. 150 - 300 m Entfernung befindet sich das Land-
schaftsschutzgebiet „Unteres Tal der Wupper“ (LSG 2.2-3), sowie die als Naturdenk-
mal geschützte Kastanienallee entlang der Wupper zwischen der Düsseldorfer Straße 
und der Bonner Straße (ND 2.3-3). Der Landschaftsplan mit seinen Schutzgütern ist 
als Satzung rechtsverbindlich. Das derzeit als LSG 2.2-3 bezeichnete Schutzgebiet 
soll im Rahmen der Neuaufstellung des Landschaftsplans als Naturschutzgebiet 
(NSG) ausgewiesen werden. Auswirkungen der Planung auf das Landschaftsschutz-
gebiet sind nicht zu erwarten. 

5.6 Schutzgebiete auf EU- und nationaler Ebene 

Das Plangebiet ist nicht Bestandteil eines gemeldeten FFH- oder Vogelschutzgebie-
tes. 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb einer 300 m Wirkzone. 
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5.7 Artenschutz 

Hinweise auf geschützte Arten im Plangebiet liegen nicht vor. Dennoch wurde für das 
Plangebiet im Sommer 2023 eine Artenschutzprüfung durchgeführt und die Ergeb-
nisse in einem Gutachten zusammengefasst. (Paesaggista: Artenschutzprüfung zum 
Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Straße, Kantstraße, Koperni-
kusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ Erläuterungsbericht, Ausfertigungsstand: 
21.09.2023, Anlage 6 der Vorlage).  

In dem Gutachten wird entsprechend der Handlungsempfehlung „Artenschutz in der 
Bauleitplanung und bei der baurechtlichen Zulassung von Vorhaben“, für die Arten-
gruppen Fledermäuse, Vögel, Amphibien und Reptilien eine Ersteinschätzung der ar-
tenschutzrechtlichen Belange durchgeführt. 

Die Artenschutzprüfung (ASP I) erfolgt auf Grundlage der vor Ort erfassten Biotop- und 
Gebäudestrukturen, der Abfrage des Fachinformationssystems „Planungsrelevante 
Arten in Nordrhein-Westfalen“ für das Messtischblatt 4907 Leverkusen, Quadrant 2 
sowie weiterer zugänglicher faunistischer bzw. naturschutzfachlicher Daten. 

Die ASP I stellt den derzeitigen Status Quo für die potenziellen Vorkommen planungs-
relevanter Arten dar. Zukünftige Vorkommen planungsrelevanter Arten oder eine zu-
künftige neue Zuordnung planungsrelevanter Arten sind im Rahmen von Bauanträgen 
mit artenschutzrechtlichen Belangen im Einzelfall abzuprüfen. 

Grundsätzlich kann das Eintreten von Verbotstatbeständen gem. § 44 Abs. 1 
BNatSchG im Rahmen nachgeordneter Verfahren für folgende Arten nicht ausge-
schlossen werden: Mausohren, Wasserfledermaus, Zwergfledermaus, Plecotus-Arten, 
Bluthänfling, Girlitz, Star, Mauersegler, Haussperling sowie sonstige Gebäudebrüter 
und Gehölzbrüter unter den nur national geschützten, europäischen Vogelarten. 

Es werden darum im Gutachten Maßnahmen formuliert, die den zeitlichen Ablauf zur 
Fällung, zum Rückschnitt und zur Räumung von Gehölzen und den Abbruch von Ge-
bäuden regeln. Diese Maßnahmen werden sinngemäß in die verbindlichen Festset-
zungen des Bebauungsplans übernommen. Darüber hinaus werden Regelungen zur 
Vermeidung von Lichtemissionen und Erschütterungen getroffen und ebenfalls festge-
setzt. Im Gutachten wird außerdem empfohlen, das Erfordernis für diese Maßnahmen 
bei einem gegebenenfalls zukünftigen Abbruch von Bestandsgebäuden an der Koper-
nikusstraße und Auenstraße sowie dem Entfernen von Bäumen im Rahmen von Bau-
anträgen, im Einzelfall zukünftig zu berücksichtigen. 

Es wird davon ausgegangen, dass bei den sonstigen, nicht planungsrelevanten euro-
päischen Vogelarten wegen ihrer Anpassungsfähigkeit und des landesweit günstigen 
Erhaltungszustandes („Allerweltsarten“), bei Eingriffen unter Beachtung allgemeiner 
Vermeidungsmaßnahmen nicht gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 BNatSchG versto-
ßen wird. 

Schädigungen von natürlichen Lebensräumen und Arten im Sinne des Umweltscha-
densgesetzes sind nicht zu erwarten. 

Zusammenfassend kann eine artenschutzrechtliche Betroffenheit potenziell vorkom-
mender planungsrelevanter Arten, im Rahmen der vorliegenden Artenschutzprüfung 
Stufe I (Vorprüfung) unter Berücksichtigung der oben genannten Maßnahmen, ausge-
schlossen werden. 
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5.8 Wasserschutzgebiete, Grundwasser 

Das Plangebiet befindet sich außerhalb von festgesetzten Trinkwasserschutzgebieten.  

Im Plangebiet befinden sich keine Grundwassermessstellen. 

Das Plangebiet liegt im Geltungsbereich einer Allgemeinverfügung mit Anordnung ei-
nes Grundwassernutzungsverbots. Die Allgemeinverfügung wurde im Amtsblatt der 
Stadt Leverkusen vom 28.01.2013 veröffentlicht. Hiernach ist die Förderung und Nut-
zung von Grundwasser aufgrund einer bekannten Belastung mit leichtflüchtigen halo-
genierten Kohlenwasserstoffen (LHKW) grundsätzlich untersagt. Lediglich bei Nach-
weis einer Unbedenklichkeit kann eine Grundwasserentnahme im Einzelfall erlaubt 
werden.  

5.9 Oberflächengewässer, Hochwasser 

Im Plangebiet verlaufen keine Oberflächengewässer.  

Im Sommer 2021 wurde die gesamte Fläche des Plangebietes infolge des Wupper-
hochwassers überflutet. Das Plangebietes befindet sich im Einzugsgebiet der Wupper 
und des Wiembachs und liegt damit bei Auftreten eines HQextrem (Extremhochwas-
serereignis) bzw. bei Versagen der Hochwasserschutzanlagen direkt im überschwem-
mungsgefährdeten Bereich. Das Plangebiet wird darum als Überschwemmungsgebiet 
gekennzeichnet. 

5.10 Boden, Altlasten 

Im Plangebiet befinden sich so gut wie keine natürlichen Böden mehr. Zum Thema 
vorsorgenden Bodenschutz gibt es keinen relevanten und generellen Regelungsbe-
darf. 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um innerstädtische Areale, die einer deutlichen 
anthropogenen, urbanen Überprägung unterliegen. Mit wenigen Ausnahmen ist das 
Plangebiet durch Gebäude-, Fahr- und Stellflächen versiegelt und überbaut. Bei den 
wenigen innerhalb der Bebauung befindlichen Freiflächen handelt es sich um Straßen- 
bzw. Parkplatzbegleitgrün, dass ebenfalls keine natürlichen Bodenverhältnisse mehr 
aufweist.  

Für den Geltungsbereich des Bebauungsplans Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner 
Straße, Kantstraße, Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ sind im Bo-
denschutz- und Altlastenkataster (BAK) der Stadt Leverkusen die nachfolgend ge-
nannten Flächen ausgewiesen: 

NE2049 - Tankstelle (BP) Bonner Str. 9 

NW2098 - Werlich / Ford Autohaus 

 

Im Folgenden wird der Erkenntnisstand zu den oben genannten Flächen kurz darge-
stellt und die Auswirkungen auf den Bebauungsplan herausgestellt: 

NE2049 - Tankstelle (BP) Bonner Str. 9 

Bei der im BAK unter der Bezeichnung „NE2049 – Tankstelle (BP) Bonner Str. 9“ ge-
führten Fläche handelt es sich um das ehemalige Betriebsgelände einer Tankstelle. 
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Im Vorfeld des Rückbaus der Tankstelle wurden in 2000 altnutzungsbezogene Boden-
untersuchungen durchgeführt. 

Ausweislich der vorliegenden Unterlagen wird der unmittelbare Untergrund von bis zu 
2,5 m mächtigen, sandigen Auffüllungsböden mit Beimengungen von Ziegelbruch und 
Schlacke charakterisiert. Liegend der Auffüllungen stehen zunächst Lehme an, die von 
Terrassensedimenten unterlagert werden. 

Im Zuge des Rückbaus der tankstellenspezifischen Einrichtungen sowie im Rahmen 
der Baureifmachung des Geländes für die geplante Errichtung eines Einzelhandelsge-
schäftes (Lidl) wurden in 2001-2002 die altnutzungsbezogenen Bodenverunreinigun-
gen unter fachgutachterlicher Begleitung vollständig aufgenommen und einer geeig-
neten Entsorgung zugeführt. Die im Zuge der Bau- bzw. Sanierungsmaßnahmen ent-
standenen Baugruben wurden unter Berücksichtigung der weiterhin gewerblichen Nut-
zung mit geringbelastetem Bodenaushub wieder verfüllt. 

Auf Grundlage der vorliegenden Befunde ist aus Sicht der Unteren Bodenschutzbe-
hörde (UBB) unter Berücksichtigung der derzeitigen Nutzung eine Gefährdung von 
Schutzgütern (z.B. Mensch, Grundwasser) durch die an die Auffüllungsböden gebun-
denen Schadstoffgehalte nicht zu besorgen.  

Aus Sicht der UBB ist eine Kennzeichnung der BAK-Fläche „NE2049 – Tankstelle (BP) 
Bonner Str. 9“ gemäß Punkt 2.1.5 Altlastenerlass NRW und § 9 Absatz 5 Nr. 3 BauGB 
in dem betroffenen Bebauungsplan aufgrund des niedrigen Schadstoffniveaus nicht 
erforderlich. 

 

NW2098 - Werlich / Ford Autohaus 

Bei der im BAK unter der Bezeichnung „NW2098 – Werlich / Ford Autohaus“ geführten 
Fläche handelt es sich um das ehemalige Betriebsgelände eines KFZ-Handels mit an-
geschlossener Kfz-Werkstatt. Ausweislich der der UBB vorliegenden Informationen er-
streckte sich der Betriebszeitraum der Kfz-Werkstatt von Anfang der 1950er Jahre bis 
ins Jahr 2000. Davor unterlagen die Flächen einer gärtnerischen Nutzung. 

In den Jahren 1988/89 wurden im Zuge des Austauschs einer Abscheideranlage nörd-
lich des damaligen Werkstattgebäudes Bodenverunreinigungen mit mineralölähnli-
chen Kohlenwasserstoffen (MKW) im unmittelbaren Umfeld der Anlage aufgenommen 
und einer geeigneten Entsorgung zugeführt. 

In 2000 wurden im Bereich des ehemaligen Betriebsgeländes im Hinblick auf die ge-
plante Errichtung eines Einzelhandelsgeschäftes (Lidl) altnutzungsbezogene Boden- 
und Grundwasseruntersuchungen durchgeführt. Ausweislich der vorliegenden Unter-
suchungsergebnisse wurden lokal bis ca. 3,5 m unter Oberkante Gelände (OKG) und 
somit bis in den Grundwasserschwankungsbereich reichende, schädliche Bodenver-
unreinigungen durch mineralölähnliche Kohlenwasserstoffe (MKW) festgestellt. In Kor-
relation zu dem vorgenannten Befund zeigten die entnommenen Grundwasserproben 
ebenfalls deutlich erhöhte MKW-Gehalte. Die an Proben aus den flächenhaft erbohr-
ten, lokal bis in eine Tiefe von 2,4 m unter OKG reichenden künstlichen Auffüllungen 
durchgeführten Untersuchungen zeigten z.T. erhöhte Gehalte an polycyclischen aro-
matischen Kohlenwasserstoffen (PAK). 

Im 2001-2002 erfolgte der Rückbau der ehemaligen Betriebseinrichtungen (Werkstatt-
gebäude, Erdtanks, Abscheideranlagen etc.) bzw. die Baureifmachung des Geländes. 
Im Zuge der Tiefbauarbeiten wurden die altnutzungsbezogenen Bodenverunreinigung 
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unter fachgutachterlicher Begleitung vollständig aufgenommen und einer geeigneten 
Entsorgung zugeführt. Zudem wurde die im Bereich Kfz-Grube und Altöltank dem 
Grundwasser aufschwimmende Ölphase mittels eines Ölskimmers aufgenommen. Die 
im Zuge der Bau- bzw. Sanierungsmaßnahmen entstandenen Baugruben wurden un-
ter Berücksichtigung der weiterhin gewerblichen Nutzung mit geringbelastetem Bo-
denaushub wieder verfüllt. 

Auf Grundlage der vorliegenden Befunde ist aus Sicht der UBB unter Berücksichtigung 
der derzeitigen Nutzung eine Gefährdung von Schutzgütern (z.B. Mensch, Grundwas-
ser) durch die an die Auffüllungsböden gebundenen Schadstoffgehalte nicht zu besor-
gen. 

Aus Sicht der UBB ist eine Kennzeichnung der BAK-Fläche „NW2098 – Werlich – Ford 
Autohaus“ gemäß Punkt 2.1.5 Altlastenerlass NRW und § 9 Absatz 5 Nr. 3 BauGB in 
dem betroffenen Bebauungsplan aufgrund des niedrigen Schadstoffniveaus nicht er-
forderlich. 

Weitere Hinweise auf Altlasten oder sonstige schädliche Bodenveränderungen liegen 
der UBB derzeit nicht vor. 

5.11 Luft, Klima 

Aus lufthygienischer Sicht sind vor allem die Düsseldorfer Straße im Osten, die Bonner 
Straße im Norden, die Gerhart-Hauptmann-Straße im Süden und die westlich verlau-
fende Bundesautobahn 3 als Emissionsquellen zu nennen. Auf Grundlage der aktuel-
len Messerwerte der Luftqualitätsüberwachung des Landes NRW an der Gustav-Hei-
nemann-Straße und der verkehrlich günstigeren Lage des Plangebietes sind keine 
Überschreitungen der in der 39. BImSchV festgehaltenen Grenzwerte zu erwarten. 

Aufgrund der dichten Bebauung, einem insgesamt hohen Versiegelungsgrad und ge-
ringem Vegetationsanteil kann das Plangebiet einem Stadt- oder Innenstadtklimatop 
zugeordnet werden. Bedingt durch den hohen Versiegelungsgrad ist hier von einem 
verstärkten Wärmeinseleffekt auszugehen. 

Aus Sicht des allgemeinen Klimaschutzes sind Maßnahmen der Innenverdichtung dem 
flächigen Wachstum in den Außenbereich vorzuziehen. Dies wird auch im städtischen 
Klimaanpassungskonzept unter dem Ziel "klimaverträgliche Nachverdichtung im Be-
stand" festgehalten. 

Die grundsätzlichen Ziele der Planung haben keine direkten Einwirkungen auf die kli-
matischen und lufthygienischen Verhältnisse im Plangebiet. Es ist aber davon auszu-
gehen, dass sich im Laufe der nächsten Dekaden durch die festgesetzten grünordne-
rischen Maßnahmen wie Entsiegelung, Begrünung und Pflanzungen ein mikroklima-
tisch deutlich besserer Zustand ergeben wird.  

5.12 Denkmalschutz 

Im Plangebiet befinden sich keine Denkmäler. 
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6 Fachplanungen 

6.1 Gesamtstädtisches Seveso-II-Konzept 

Das Plangebiet ist vom Serveso-II-Konzept nicht betroffen. 

6.2 Gesamtstädtisches Konzept zur Steuerung von Vergnügungsstätten 

Am 09.07.2018 hat der Rat der Stadt Leverkusen das Vergnügungsstättenkonzept als 
städtebauliches Entwicklungskonzept gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen. 
Das Plangebiet wird in dem Konzept als Nebenlage charakterisiert11. 

Bei der Zulässigkeit von Vergnügungsstätten innerhalb des ZVB und in Zusammen-
hang stehenden, angrenzenden Quartieren – hier eine Nebenlage -  ist eine Differen-
zierung zwischen den verschiedenen Nutzungstypen (Spiel, Freizeit, Erotik) vorgege-
ben. So sind freizeitbezogene Vergnügungsstätten (Diskotheken, Tanzbars, Multiplex-
kinos, Varietés etc.) mit ihrem Beitrag zur Belebung der Zentren insbesondere in den 
Abendstunden grundsätzlich zu befürworten, sofern sie sich hinsichtlich der Lärmemis-
sionen etc. verträglich in ihr unmittelbares Umfeld einfügen. Dagegen sind spiel- und 
erotikbezogene Vergnügungsstätten innerhalb des zentralen Versorgungsbereiches 
und in den Nebenlagen planungsrechtlich auszuschließen. 

Der Empfehlung des Vergnügungsstättenkonzeptes folgend, sollen in dem Bebau-
ungsplan Spielhallen und Wettbüros sowie Vergnügungsstätten aus dem Erotikbereich 
ausgeschlossen werden. Freizeitbezogene Vergnügungsstätten wie Kinos, Bowling, 
Billard oder ähnliches sollen weiter zulässig bleiben.  

6.3 Gesamtstädtisches Konzept zur Steuerung des Einzelhandels 

Am 18.12.2017 hat der Rat der Stadt Leverkusen das Gesamtkonzept zur Steuerung 
des Einzelhandels (Einzelhandelskonzept) als städtebauliches Entwicklungskonzept 
nach § 1 Abs. 6 Nr. 11 BauGB beschlossen. 

Das Plangebiet wird im Einzelhandelskonzept der Stadt Leverkusen aber nicht näher 
betrachtet. 

6.4 Gewerbeflächenkonzept 

Das Plangebiet ist nicht teil des Gewerbeflächenkonzepts. 

6.5 Stadtteilentwicklungskonzept 

Das Plangebiet war Teil des Untersuchungsgebietes des Stadtteilentwicklungskon-
zeptes für den Stadtteil Opladen (STEK Opladen). Konkrete Maßnahmen für das Plan-
gebiet haben sich daraus nicht ergeben. 

                                            
11 CIMA Beratung + Management GmbH: Vergnügungsstättenkonzept der Stadt Leverkusen (2018), S. 67 
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7 Bestand, Ausgangssituation 

Das Plangebiet befindet sich im Stadtteil Opladen, Stadtbezirk II zwischen Bonner 
Straße (L291), Kantstraße und der Kopernikusstraße. Mittig durch das Plangebiet ver-
läuft die Auestraße von Nord nach Süd als Verbindungsachse zwischen Bonner Straße 
und Gerhart-Hauptmann-Straße.  

 

Abbildung 6 Luftbild vom Plangebiet, maßstabslos 

Quelle: Stadt Leverkusen: eigene Abbildung 

Das Plangebiet gehört zum gewachsenen Innenstadtbereich Opladens und ist geprägt 
durch eine hohe bauliche Dichte und Versiegelung sowie eine heterogene Nutzungs-
struktur. Es finden sich unter anderem Wohngebäude mit bis zu drei Vollgeschossen, 
Einzelhandelsbetriebe, Garagenhöfe, Lagerhallen, Büros- und Dienstleistungen, 
Handwerksbetriebe und Schank- und Speisewirtschaften. Vor allem im westlichen 
Planbereich finden sich mehrere Gebäude mit gemischten Gewerbe / Wohnnutzun-
gen.  
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Abbildung 7 Bestandsaufnahme Nutzungen (Mai 2020), maßstabslos 

Quelle: Stadt Leverkusen: eigene Abbildung 

 

 

Abbildung 8 Bestandsaufnahme Nutzungen (Mai 2020), maßstabslos 

Quelle: Stadt Leverkusen: eigene Abbildung 

Die Grundstücke im Plangebiet weisen allesamt eine hohe bauliche Ausnutzung und 
Versiegelung auf. Im Bereich östlich der Auestraße sind die Grundstücke nahezu 
100% versiegelt. Lediglich westlich der Auestraße in den Hinterhöfen und entlang der 
Bonner Straße finden sich kleinere unversiegelte Grünflächen und ein gewisser Baum-
bestand. 
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Das Plangebiet ist Versorgungstechnisch bereits voll erschlossen.  

Das Plangebiet ist verkehrlich voll erschlossen und verfügt über eine gute Anbindung 
an den ÖPNV. Der unmittelbar östlich an das Plangebiet angrenzende Bushaltepunkt 
„Berliner Platz“ wird von mehreren Linien im 20-Minuten Takt bedient und weist somit 
eine hohe Frequentierung auf. Außerdem liegt das Gebiet auch im Bedienungsbereich 
des On-Demand-Angebots „efi“ der wupsi GmbH.  

Die Straßenverkehrsflächen im Plangebiet befinden sich im Besitz der Stadt Lever-
kusen. Außerdem ein Grundstück mit der Flurnummer 108, angrenzend zur Kant-
straße Nr. 17, alle anderen Grundstücke sind im Privatbesitz. 

Im Umkreis von 500 Metern befinden sich zudem mit einem Aldi und zwei REWE Märk-
ten drei weitere großflächige Lebensmitteleinzelhändler.  

8 Planung, Städtebauliches Konzept 

Da es sich um die Überplanung eines bereits vollflächig bebauten Gebietes handelt 
existiert kein städtebauliches Konzept. Es ist auch aktuell kein Neubau geplant. Den-
noch soll - für die planungsrechtlichen Festsetzungen - an der Grundkonzeption des 
Ursprungsplanes festgehalten werden.  

9 Begründung der Festsetzungen 

9.1 Planungsrechtliche Festsetzungen  

Gemäß § 9 Abs. 1 BauGB 

Für den Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Straße, Kantstraße, 
Kopernikusstraße und Gerhart-Hauptmann-Straße“ werden die meisten Festsetzun-
gen zu Art und Maß aus dem Ursprungsplan Nr. 76/II Schusterinsel übernommen. Er-
gänzend werden grünordnerische Festsetzungen getroffen.  

9.1.1 Art der baulichen Nutzung 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB 

Vor dem Hintergrund der heterogenen Nutzungsstruktur im Plangebiet und der beab-
sichtigten Stärkung der Nutzungsmischung wird für das Plangebiet als Art der bauli-
chen Nutzung ein Mischgebiet (MI) gem. § 6 BauNVO festgesetzt. Mischgebiete die-
nen sowohl dem Wohnen als auch der Unterbringung von Gewerbebetrieben die das 
Wohnen nicht wesentlich stören. Die beiden Hauptnutzungen stehen dabei gleichbe-
rechtigt nebeneinander. Gewerbebetriebe dürfen das Wohnen nicht wesentlich stören, 
Wohnnutzungen müssen einen Störungsgrad hinnehmen, der höher ist als in allge-
meinen oder reinen Wohngebieten. 

Zum Schutz der Wohnfunktion und weil sie ein erhebliches Störpotenzial für ihr Umfeld 
darstellen, zum Schutz der gebietsprägenden Nutzungsstruktur eines Mischgebiets 
sowie zur Verhinderung von Trading-Down-Effekten werden Einzelhandelsbetriebe, 
die Güter sexuellen Charakters anbieten wie z. Bsp. Sex-Shops und Erotikfachmärkte, 
sowie sonstige Gewerbebetriebe, soweit es sich um Betriebe mit Sexdarbietungen, 
Bordelle und bordellartige Betriebe und Einrichtungen handelt ausgeschlossen. Aus 
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gleichem Grund werden Vergnügungsstätten soweit es sich um Spielhallen und ähnli-
che Unternehmen i. S. v. § 33i Gewerbeordnung (GewO) oder um Wettbüros und Ver-
gnügungsstätten des Nutzungstyps Erotik einschließlich Betriebe mit Sexdarbietungen 
im Sinne des § 33a GewO handelt im gesamten Plangebiet ausgeschlossen. Vergnü-
gungsstätten des Typs Freizeit bleiben hingegen zulässig.  

Zusätzlich erfolgt im Plangebiet ein Ausschluss von Wettannahmestellen. Auch wenn 
es sich bei Wettannahmestellen nicht um die oben beschriebenen Betriebe handelt, 
so ist insbesondere bei einer entsprechenden Häufung im Plangebiet oder in Verbin-
dung mit bereits vorhandenen Vergnügungsstätten – auch von diesen ein Trading-
Down-Effekt zu erwarten.  

Nach Rechtsauffassung der Stadt Leverkusen stellen Wettannahmestellen von vor-
herein keine Vergnügungsstätten, sondern Gewerbebetriebe in der Betriebsform einer 
Wettannahmestelle dar. Die Rechtsprechung unterscheidet unter dem Oberbegriff der 
„Wettvermittlungsstellen“ in bauplanungsrechtlicher Hinsicht „Wettannahmestelle“ und 
„Wettbüros“. Während Wettannahmestellen als Gewerbebetriebe einzuordnen sind, 
bieten „Wettbüros“ Aufenthaltsqualität und sind den Vergnügungsstätten zuzuord-
nen12. Daher greift das Städtebauliche Konzept der Stadt Leverkusen zur Steuerung 
der Vergnügungsstätten für die Betriebsform der Wettannahmestellen nicht. 

Die herrschende Meinung in der Rechtsprechung stellt bloße Wettannahmestellen für 
Sportwetten zudem mit den Annahmestellen für Lotto/Toto gleich13. Die Gleichsetzung 
ist unter städtebaurechtlichen Gesichtspunkten auch nachvollziehbar. Dem Städte-
baurecht sind Wettbewerbsgesichtspunkte fremd; unter diesem Blickwinkel ist mithin 
(anders als im Glücksspielrecht) irrelevant, ob die entsprechenden (Sport-) Wetten von 
einem privaten oder einem staatlichen Anbieter veranstaltet werden. Auch in der Pra-
xis ist diese Frage von geringerer Relevanz. Als störend werden solche Wettannah-
mestellen zumeist nicht mit Blick auf den konkreten Anbieter, sondern mit Blick auf die 
Dimensionen und Häufung entsprechender Nutzungen im Straßenbild empfunden. 
Während Wettannahmestellen privater Anbieter zumeist isoliert (mit eigenem Laden-
lokal) zu finden sind, finden sich Lotto- und Toto-Annahmestellen zumeist als flächen-
mäßig relativ kleine Annexnutzungen in stark untergeordnetem Rahmen in Ladenloka-
len mit zahlreichen weiteren Angeboten nur als ergänzender Bedarf – wie dem klassi-
schen Kiosk.  

Um die vorliegende Problematik zu lösen bietet die entsprechende Rechtsprechung 
zum Annexhandel Anhaltspunkte für eine Festsetzungstechnik zur Regelung. Ausge-
hend davon, dass Vergnügungsstätten soweit es sich um Spielhallen und ähnliche 
Unternehmen i.S.v. § 33i GewO, Wettbüros und Betriebe mit Sexdarbietungen im 
Sinne des § 33a GewO handelt im Bebauungsplan ohnehin ausgeschlossen werden, 
verbleibt die Notwendigkeit, eine Regelung zu den Wettannahmestellen zu treffen. 
Werden diese als „bestimmte Arten“ gewerblicher Nutzung gemäß § 1 Abs. 5 BauNVO 
ausgeschlossen, kann eine Gegenausnahme für Wettannahmestellen als bloße unter-
geordnete Annexnutzungen von Läden und Kiosken festgesetzt werden. 

Aus diesem Grund wird festgesetzt, dass Wettannahmestellen nur ausnahmsweise 
zulässig sind, wenn diese als Bestandteil eines Ladens/Kiosks deutlich untergeordnet 

                                            
12 OVG NRW, Urteil v. 19.02.2020 – 10 A 3254/17 – (juris, Rn. 25 ff.)  

unter Verweis auf BayVGH, Beschl. v. 18.03.2019 – 15 ZB 18.690 – (juris, Rn. 22 ff.) 

13 OVG NRW, a.a.O. (juris Rn 25); BayVGH, a.a.O. (juris Rn 22);  

Niedersächsisches OVG, Beschluss v. 18.09.2020 – 1 ME 22/20 –, (juris Rn 11 f.) 
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sind. Deutlich untergeordnet sind Wettannahmestellen in diesem Sinn, die innerhalb 
eines Ladens oder eines Kiosks in einem zu diesem deutlich untergeordneten Umfang 
betrieben werden. Deutlich untergeordnet in diesem Sinn ist der Umfang der betriebe-
nen Wettannahmestelle, wenn die entsprechende Nutzung nicht mehr als 10% der 
Grundfläche des Ladens oder des Kiosks, maximal aber 2 m² in Anspruch nimmt. Bei 
der Ermittlung der für die Festsetzung maßgeblichen Fläche ist auf die Fläche des 
Pults zur Entgegennahme der Wetten abzustellen. Als Pult zählt im Sinne der Festset-
zung auch ein elektronischer Automat. 

Durch den gänzlichen Ausschluss von Wettannahmestellen auf Grundlage von § 1 
Abs. 5 und Abs. 9 BauNVO und Zulassung als Ausnahme dient die beabsichtigte re-
lative und absolute Flächenbeschränkung nicht der Beschreibung der Art der bauli-
chen Nutzung, sondern nur der Begrenzung der Ausnahme. In diesem Fall muss die 
Flächenbeschränkung – dass zeigen die in der Rechtsprechung anerkannten und pa-
rallel gelagerten Festsetzungen zu Annexhandel – nicht dem Typisierungsgebot 
des §°1 Abs. 9 BauNVO genügen, dient sie lediglich dazu, die Nutzung der Gegen-
ausnahme nicht ausufern zu lassen. Mit dem Merkmal der deutlichen Unterordnung 
wird sichergestellt, dass die in diese Betriebe integrierten Wettannahmestellen als 
Ausnahme zu ihrem grundsätzlichen Ausschluss nicht überhandnehmen können.  

Um den zentralen Versorgungsbereich in Opladen vor einem Kaufkraftabzug zu schüt-
zen und damit unmittelbar zu erhalten und zu stärken wird in Anlehnung an die Hand-
lungsempfehlungen des Einzelhandelskonzepts14 festgesetzt, dass die nachfolgend 
aufgelisteten nahversorgungs- und zentrenrelevanten Hauptsortimente (bzw. Kernsor-
timente) gem. „Leverkusener Sortimentsliste 2017“ ausgeschlossen werden:  

Nahrungs- und Genussmittel (inkl. Reformwaren), Drogeriewaren (inkl. Gesundheits- 
und Körperpflegeartikel, Parfümeriewaren, Wasch-/Putz- und Reinigungsmittel), phar-
mazeutische Artikel (Apothekerwaren), Schnittblumen, Zeitungen / Zeitschriften, Be-
kleidung / Wäsche, Schuhe / Lederwaren (Koffer, Taschen), Glas / Porzellan / Kera-
mik, Haushaltswaren, Haus- und Heimtextilien (ohne Bettwaren), Bücher, Papier / Bü-
robedarf / Schreibwaren, Bastelartikel / Künstlerbedarf, medizinische, orthopädische 
Artikel (inkl. Sanitätswaren), optische und akustische Geräte, Spielwaren, Sportbeklei-
dung, Sportschuhe, Sportartikel (ohne Campingartikel, Fahrräder und Zubehör, Jagd-
artikel, Reitartikel und Sportgroßgeräte), Uhren, Schmuck, Unterhaltungs- und Kom-
munikationselektronik, Computer, Foto, Elektrokleingeräte (Haushaltsgeräte wie Mi-
xer, Bügeleisen, Staubsauger) Antiquitäten, Kunstgegenstände und Musikalien.15 

Die Festsetzung gilt nur für Hauptsortimente, da mit den Hauptsortimenten ein be-
stimmter Betriebstypus umschrieben werden kann. Das Hauptsortiment bestimmt so-
mit in der Regel den Typus bzw. die Art eines Einzelhandelsbetriebes. Randsortimente 
sind ausdrücklich nicht typusbildend i. S. d. § 1 Abs. 9 BauNVO und damit nicht Ge-
genstand dieser Festsetzung.16 Randsortimente sind nur solche Warengruppen, die 
einem bestimmten Kernsortiment als Hauptsortiment sachlich zugeordnet und hin-
sichtlich des Angebotsumfangs deutlich untergeordnet sind17. Der Ausschluss be-
stimmter Sortimente im Plangebiet ist im Interesse der Stärkung des Zentrums auch 

                                            
14 Einzelhandelskonzept Leverkusen, S. 159 

15 Einzelhandelskonzept Leverkusen, S. 157 

16 Der standortgerechte Einzelhandel, Rn 564 

17 OVG Münster, Urteil vom 22.06.1998 – 7a D 108/96.NE, juris Rdnr.27 
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hinsichtlich solcher Sortimente gerechtfertigt, die dort noch nicht bzw. nicht mehr oder 
nur mit einem geringen Prozentanteil vertreten sind.18 

Die abgebildete Sortimentsliste der nahversorgungs- und zentrenrelevanten Sorti-
mente bildet die branchenbezogene Grundlage für die Steuerung des Einzelhandels 
in der Stadt Leverkusen und dient somit insbesondere auch der planungsrechtlichen 
Beurteilung von Ansiedlungs- und / Erweiterungsvorhaben und dem Schutz und der 
Entwicklung der zentralen Versorgungsbereiche19. Die damit verbundene Einzelhan-
delssteuerung soll nicht den Wettbewerb behindern, sondern eine räumliche Zuord-
nung vornehmen, wo dieser Wettbewerb stattfinden soll.  

In diesem Zusammenhang wird von der Möglichkeit einer Fremdkörperfestsetzung 
nach § 1 Abs. 10 BauGB ausdrücklich kein Gebrauch gemacht, da von diesem Stand-
ort kein Wettbewerb bei nahversorgung- und zentrenrelevanten Sortimenten zum ZVB 
ausgehen soll. Der Einzelhandelsbetrieb wird somit auf den einfachen Bestandsschutz 
begrenzt.  

Die Interessen der betroffenen Grundstückseigentümer an einer möglichst wirtschaft-
lichen Nutzung ihrer im Plangebiet gelegenen Grundstücke sind nicht unangemessen 
beeinträchtigt, wenn ihnen trotz des Ausschlusses bestimmter Nutzungen eine hinrei-
chende Bandbreite möglicher anderer Nutzungen verbleibt. 20 Trotz des in der Praxis 
üblichen vollständigen oder teilweisen Ausschluss von verschiedenen Formen des 
Einzelhandels verbleibt dem Eigentümer in einem Mischgebiet regelmäßig eine Band-
breite möglicher anderer Einzelhandels – oder sonstiger Nutzungsarten.21 

Die im Mischgebiet allgemein zulässigen Gartenbaubetriebe und Tankstellen werden 
gänzlich ausgeschlossen, weil eine geeignete Verkehrsinfrastruktur nicht gegeben ist 
und sie der vorhandenen Eigenart und baulichen Struktur des innerstädtischen Gebie-
tes nicht entsprechen. 

Um der Heterogenität des Plangebietes und den damit einhergehenden unterschiedli-
chen Zielen, Festsetzungen und Nutzungsansprüchen gerecht zu werden, wird das 
Mischgebiet in zwei Teilbereiche (MI1 und MI2) gegliedert, welche von ihrer planeri-
schen Grundkonzeption aber identisch sind.  

Um sicherzustellen, dass sich das Mischgebiet nicht allmählich zu einem monofunkti-
onalen Wohngebiet entwickelt, wird auf die Möglichkeiten einer vertikalen Gliederung 
des Baugebiets gemäß § 1 Abs. 7 i. V. m. § 1 Abs. 8 BauNVO zurückgegriffen. Dem-
nach sind im MI2 Wohnungen erst ab dem ersten Obergeschoss zulässig. Da sich die 
Grundstücke im MI2 alle in der Hand eines Eigentümers befinden wird so sicherge-
stellt, dass bei einem eventuellen Weiterverkauf oder Neubau keine reinen Wohnge-
bäude entstehen und sich eine gewisse Nutzungsmischung einstellt.  

Im MI1 ist eine gewisse Nutzungsmischung bereits vorhanden. Aus diesem Grund und 
weil es eine große Zahl von Flächeneigentümern gibt unterliegt das MI1 keinen Nut-
zungseinschränkungen oder Bindungen. 

  

                                            
18 OVG Münster, Urteil vom 13.05.2004, 7a D 30.03.NE 

19 Einzelhandelskonzept Leverkusen, S. 153 

20 OVG Münster, Urteil vom 01.09.2015 – 10 D 44/13.NE 

21 OVG NRW, Urteil vom 05.12.2017 – 10 D 84/15.NE., juris 
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9.1.2 Maß der baulichen Nutzung  

Grundflächenzahl (GRZ) gem. § 19 BauNVO 

Für das gesamte MI wird die GRZ von 0,4 aus dem Ursprungsplan übernommen und 
festgesetzt. Es wird darauf hingewiesen, dass die GRZ gem. § 19 Abs. 4 um 50 % 
durch die dort bezeichneten Anlagen auf eine GRZ von bis zu 0,6 überschritten werden 
darf. D. h., dass mind. 40 % der Grundstücksflächen nicht versiegelt werden dürfen. 

Zusätzlich wird festgesetzt, dass eine Überschreitung der festgesetzten GRZ gem. 
§°19 Abs. 4 Satz 2 durch Tiefgaragen und deren Einfahrten bis zu einer GRZ von 0,8 
zulässig ist. Diese Festsetzung soll sicherstellen, dass die Errichtung von Tiefgaragen 
zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs gefördert wird. 

Einzelne Grundstücke weisen bereits heute eine GRZ von 1,0 auf. Für die Bestands-
bebauung entfaltet die Festsetzung zur GRZ keine direkte Wirkung. Lediglich bei grö-
ßeren Um- bzw. Neubauten soll durch die Kombination der oben genannten Festset-
zungen zur GRZ erreicht werden, dass mind. 40 % der Baugrundstücksflächen nicht 
mehr versiegelt werden dürfen und zudem die Errichtung von ausreichend dimensio-
nierten Tiefgaragen zur Unterbringung des ruhenden Verkehrs durch eine zulässige 
Überschreitung der GRZ privilegiert werden. Die Festsetzungen zur GRZ stellen somit 
einen Grundzug der Planung dar.  

Wasserdurchlässige Bodenbeläge gelten in der Berechnung der GRZ als zu 100% 
versiegelte Flächen, da auch hier die positiven Effekte einer Durchgrünung entfallen.  

 

Bauweise gemäß § 22 BauNVO 

Im MI1 wird keine Bauweise festgesetzt, um der Heterogenität des Bestandes gerecht 
zu werden. Die Bauweise wird durch die Baugrenzen und die nötigen Abstandsflächen 
zum Nachbargrundstück ausreichend bestimmt.  

Im MI2 wird die abweichende Bauweise festgesetzt. Es gilt die offene Bauweise, in der 
Gebäude mit seitlichem Grenzabstand errichtet werden müssen. Allerdings sind auch 
Hausformen mit mehr als 50m Länge zulässig. Durch diese Festsetzung wird dem 
Flächeneigentümer bei einem eventuellen Neubau größtmögliche planerische Freihei-
ten eingeräumt.  

 

Überbaubare Flächen gem. § 23 BauNVO 

Die Baugrenze wird nahezu identisch aus dem Ursprungsplan übernommen und leicht 
erweitert. Es finden lediglich kleinere Anpassungen statt um, eine bessere Ausnutzung 
der Grundstücke zu ermöglichen. Die Baufenster ermöglichen einen größtmöglichen 
Gestaltungsspielraum bei der Positionierung der baulichen Anlagen. 

 

Zahl der Vollgeschosse / Höhe baulicher Anlagen gem. § 18 und § 20 BauNVO 

Die Zahl der Vollgeschosse im MI1 wird aus dem Ursprungsplan übernommen. Trotz 
der III maximal zulässigen Vollgeschossen wird die Höhe der baulichen Anlagen zu-
sätzlich durch die nötigen Abstandsflächen begrenzt.  

Im MI2 wird die Zahl der maximal zulässigen Vollgeschosse – anders als im Ur-
sprungsplan - auf IV begrenzt. Die Begrenzung stellt ein harmonisches Einfügen in die 



Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Str., Kantstr., Kopernikusstr. und Gerhart-Hauptmann-Str.“ 

28 

Umgebungsbebauung sowie einen sparsamen Umgang mit Grund und Boden sicher. 
Um die Höhenentwicklung weiter zu begrenzen wird zusätzlich eine maximal zulässige 
Gebäudehöhe (GH max.) mit 67,5 m über Normalhöhennull (NHN) festgesetzt. Bei 
einer durchschnittlichen Geländehöhe von ca. 49,5 m ü. NHN im MI2 ermöglicht die 
Festsetzung im Fall eines umfassenden Neubaus ausreichend dimensionierte Ge-
schosshöhen insbesondere auch für die Anforderungen an gewerbliche Zwecke. (Bei-
spielrechnung: EG 6m, 3 Vollgeschosse á 3m + Staffelgeschoss á 3m = 18m). 

9.1.3 Verkehrsflächen  

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB 

Die festgesetzten Verkehrsflächen orientieren sich am örtlichen Bestand.  

9.1.4 Flächen oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft 

Gemäß § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Zur Reduzierung von zusätzlicher Bodenversiegelung und der dadurch bedingten Mi-
nimierung der Grundwasserneubildung wird festgesetzt, dass die bebauten Flächen 
der Grundstücke zur Erschließung der Gebäude, für Kfz- und Fahrradstellplätze sowie 
Müllabstellplätze und deren Zufahrten innerhalb des Baugrundstückes als wasser-
durchlässiger Bodenbelag (z.B. Haufwerksporiges Pflaster, Splittfugenpflaster, Rasen-
gittersteine, Rasenfugenpflaster) herzustellen oder in angrenzende Grünflächen zu 
entwässern sind. Davon ausgenommen sind Flächen, die zur Lagerung oder zum Um-
gang von wassergefährdenden Stoffen dienen und Verkehrsflächen für den Schwer-
lastverkehr. Wasserdurchlässige Beläge haben einen mittleren Abflussbeiwert von we-
niger als 0,8 aufzuweisen. Werden die Flächen als wasserdurchlässiger Bodenbelag 
hergestellt ist auch das Pflasterbett und die Tragschicht wasserdurchlässig herzustel-
len. Ausnahmen für Behindertenstellplätze können zugelassen werden, da diese in der 
Regel rollstuhlgerecht ausgeführt werden müssen. 

Zur Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse (u.a. Evapotranspiration - der na-
türliche Boden und die darauf wachsenden Pflanzen speichern nur wenig Wärme, 
spenden Schatten und tragen über die Verdunstung von Feuchtigkeit zur Abkühlung 
der Umgebungsluft bei), zur besseren Versickerung von Niederschlagswasser und zur 
ökologischen Aufwertung im Plangebiet wird festgesetzt, dass die unbebauten Flächen 
der Grundstücke, die nicht zur Erschließung der Gebäude, für Kfz- und Fahrradstell-
plätze sowie Müllabstellplätze und deren Zufahrten innerhalb des Baugrundstückes 
erforderlich sind, zu begrünen und als dauerhafte Grünflächen zu unterhalten sind. 
Über die notwendigen Erschließungsflächen hinausgehende Flächenversiegelungen 
sind unzulässig.  

Zur Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse durch Pflanzenbewuchs (Eva-
potranspiration), zur Rückhaltung von Niederschlagswasser (Retention) und zur öko-
logischen Aufwertung und Durchgrünung des Plangebietes wird festgesetzt, dass auf 
den Dachflächen der Hauptgebäude mit Flachdach und flach geneigten Dächern 
(<20°), die nicht baulich genutzt werden (zum Beispiel durch technische Anlagen oder 
Fahrstühle etc.), eine extensive Dachbegrünung herzustellen, zu pflegen und dauer-
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haft zu erhalten ist. Die Dachbegrünung muss mindestens 70 % der Dachfläche bede-
cken. Davon ausgenommen sind Vordächer, Glasdächer oder Dachöffnungen wie 
Fenster oder Gauben.  

Aus den gleichen Gründen wird festgesetzt, dass auf den Dachflächen von Garagen 
und Carports eine extensive Dachbegrünung anzulegen und dauerhaft zu erhalten ist. 
Die Dachbegrünung muss 100 % der Dachfläche bedecken. 

Dachbegrünungen sind als durchwurzelbare Magersubstratauflage mit einer Aufbau-
dicke von mindestens 8 cm je nach Vegetationsform als Moos-Sedum-Kraut, Sedum-
Kraut-Gras oder Gras-Kraut Begrünung herzustellen. 

Zusätzlich zu dieser Regelung sind auf den Dächern auch Photovoltaik- und Solarther-
mie Anlagen sowie notwendige technische Dachaufbauten zulässig, sofern diese Er-
richtet werden sollen, da sich Durchgrünung und Photovoltaik nicht ausschließen und 
Synergieeffekte bestehen. Bei einer Kombination von Anlagen zur Nutzung der Solar-
energie mit begrünten Dächern sind diese aufgeständert über der Dachbegrünung 
auszuführen. 

Zur Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse durch Pflanzenbewuchs (Eva-
potranspiration), zur Rückhaltung von Niederschlagswasser (Retention) und zur öko-
logischen Aufwertung und Durchgrünung des Plangebietes wird festgesetzt, dass die 
nicht überbauten Flächen von Tiefgaragen mit einer mindestens 60 cm mächtigen be-
lebten Bodenschicht zu überdecken und zu begrünen sind. 

Zur ökologischen Aufwertung des Plangebietes und um die Durchgrünung zu fördern 
wird festgesetzt, dass flächenhafte Stein-/ Kies-/ Split- und Schottergärten oder -schüt-
tungen unzulässig sind. Flächenhaft ist im Sinne dieser Festsetzung eine Aufschüttung 
mit mehr als 10 m² Grundfläche. 

Zur Vermeidung von Kollisionen von Vögeln an durchsichtigen und/oder spiegelnden 
Flächen ist bei Ausführung der Fassaden mit transparenten Bauteilen eine vogelver-
trägliche Ausführung unter Verwendung von reflexionsarmem Glas (Außenreflexions-
grad von maximal 15 %) mit geeigneten Markierungen sicherzustellen. Ausgenommen 
von dieser Regelung sind Solaranlagen. 

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des BNatSchG wird festgesetzt, dass Fäll-, 
Rückschnitt- und Räumungsmaßnahmen im Gehölzbestand nur in der Zeit zwischen 
dem 01. November und 28. Februar zulässig sind. Kann dieser Zeitraum für die Fällung 
und Räumung von Gehölzstrukturen nicht eingehalten werden, können diese Maßnah-
men nur nach vorher erfolgten Kontrollen auf aktuell bebrütete Nester von Vogelarten 
bzw. Besatz durch Fledermäuse durchgeführt werden und unter der Voraussetzung, 
dass der Vorhabenbereich vollständig einsehbar ist bzw. durch eine faunistische Fach-
kraft keine Nester / Besatz nachgewiesen werden. Vor Beginn der Fällung der Bäume 
sind etwaige Baumhöhlungen durch eine faunistische Fachkraft auf eine aktuelle Be-
siedlung / Neubesiedlung durch Fledermäuse zu kontrollieren. Sollten Tiere festgestellt 
werden, so sind die Arbeiten zu unterbrechen, bis die Tiere ausgeflogen sind und die 
Untere Naturschutzbehörde zu informieren. Diese Maßnahme ist artbezogen festzu-
stellen und hinsichtlich der Nutzung der Quartiere (Wochenstube, Einzelquartiere, 
Balzquartiere) zu beurteilen. Gegebenenfalls können Einwegverschlüsse angebracht 
werden, die gewährleisten, dass die Tiere zwar ausfliegen können, aber nicht mehr in 
Quartier gelangen. Auf die Verwendung von Bauschaum ist zu verzichten, um eine 
Verletzung von Tieren zu vermeiden. 



Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Str., Kantstr., Kopernikusstr. und Gerhart-Hauptmann-Str.“ 

30 

Zur Vermeidung der Verbotstatbestände des BNatSchG wird weiter festgesetzt, dass 
Abbrucharbeiten an Gebäuden, insbesondere Dach und Fassade sind nur in der Zeit 
zwischen dem 01. November und 28. Februar zulässig. Kann dieser Abbruchzeitraum 
nicht eingehalten werden, ist der Abbruch nur nach vorher erfolgten Kontrollen auf ak-
tuell bebrütete Nester von Vogelarten bzw. Besatz durch Fledermäuse durchzuführen 
und unter der Voraussetzung, dass durch eine faunistische Fachkraft keine Nester 
bzw. Besatz durch Fledermäuse nachgewiesen werden. Sollten Tiere festgestellt wer-
den, so sind die Arbeiten zu unterbrechen, bis die Tiere ausgeflogen sind. Diese Maß-
nahme ist artbezogen festzustellen und hinsichtlich der Nutzung der Quartiere (Wo-
chenstube, Einzelquartiere, Balzquartiere) zu beurteilen. 

Zur Vermeidung von beleuchtungsbedingten Lockeffekten für Insekten wird festge-
setzt, dass nur vollständig abgeschlossene Lampengehäuse zulässig sind. Die Ge-
häuse dürfen sich an deren Oberflächen nicht mehr als maximal 60 °C erhitzen. Die 
Lichtpunkthöhe der Scheinwerfer sind unter Beachtung der Anforderungen an das Be-
leuchtungsniveau so gering wie möglich zu halten. Mehrere niedrige Lichtquellen sind 
zu bevorzugen. Die Lichtausstrahlung ist nur in den unteren Halbraum mit einem Aus-
strahlwinkel von kleiner 70° zur Vertikalen zulässig. Das Anstrahlen (z.B. von Gebäu-
defassaden und Gehölzflächen) ist unzulässig. Es sind nur Leuchtmittel in einem 
warm-weißen bis gelben-orangefarbenem Spektrum mit 3000 K oder weniger Kelvin 
zulässig.  

Zur Vermeidung von Beeinträchtigung durch Erschütterungen wird festgesetzt, dass 
moderne Arbeitsgeräte und Baumaschinen einzusetzen sind. Unnötige Schallemissi-
onen sind unzulässig. Sollte durch die Bauausführung eine erhebliche Beeinträchti-
gung erfolgen, kann es hierzu Regelungen im Rahmen der Baugenehmigung geben. 

Zur Verbesserung der kleinklimatischen Verhältnisse durch Pflanzenbewuchs (Trans-
piration) und zur ökologischen Aufwertung und Durchgrünung des Plangebiets wird 
festgesetzt, dass je angefangene 400 m² überbauter Fläche mindestens ein Laubbaum 
in der Mindestqualität Hochstamm, 3 x verpflanzt (3xv) mit Drahtballen (mDb), Stamm-
umfang (StU) 18-20 cm sowie fünf Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu unterhalten 
sind. Bestandsbäume werden hierauf angerechnet. Abgängige Gehölze sind nachzu-
pflanzen. 

Aus dem gleichen Grund wird festgesetzt, dass je vier ebenerdig angelegte Stellplät-
zen oder Garagen je ein Laubbaum in der Mindestqualität Hochstamm, 3xv mDb, StU 
18-20 cm zu pflanzen ist. Dabei sind Baumscheiben in einer Größe von mind. 6 m² 
sowie mit 12 m³ durchwurzeltem Raum anzulegen und mit Bodendeckern zu bepflan-
zen. Die Bäume sind dauerhaft zu unterhalten. Abgängige Bäume sind nachzupflan-
zen. Für alle Anpflanzungen wird die Verwendung von Arten aus der Pflanzliste emp-
fohlen. 

Alle Pflanzfestsetzungen sind dabei als kumulative Festsetzungen zu verstehen. 

Aus ebenfalls gleichem Grund wird festgesetzt, dass mindestens 25 % der geschlos-
senen Fassadenfläche bis zu einer Höhe von 6 m flächig zu begrünen sind. Für bo-
dengebundene Begrünungen ist dafür mindestens ein 50 cm breiter Pflanzstreifen ent-
lang der zu begrünenden Fassade wasserdurchlässig zu belassen oder herzustellen. 
Ausgenommen von dieser Regelung sind grenzständige Gebäude (Brandwände), da 
an diesen möglicherweise noch angebaut wird. Die Fassadenbegrünungen dürfen 
nicht ohne besondere Maßnahmen über diese hinweggeführt werden. Bei allen Pflan-
zungen sind notwendige Abstände zu Fenstern und Türen zu wahren. Maßnahmen 



Bebauungsplan Nr. 269/II „Opladen - zwischen Bonner Str., Kantstr., Kopernikusstr. und Gerhart-Hauptmann-Str.“ 

31 

zur Vertikalen Brandausbreitung über die Fassadenbegrünung sind zu beachten. Für 
alle Anpflanzungen wird die Verwendung von Arten aus der Pflanzliste empfohlen.  

9.1.5 Gestaltungsrechtliche Festsetzungen 

Um die Errichtung und Begrünung von Flachdächern bzw. flach geneigten Dächern zu 
fördern wird festgesetzt, dass im MI2 nur Gebäude mit einer Dachneigung von maxi-
mal 20° zulässig sind.  

10 Kennzeichnungen, nachrichtliche Übernahmen und Hinweise 

Die in den Bebauungsplan aufgenommenen Kennzeichnungen, nachrichtlichen Über-
nahmen und Hinweise dienen der möglichst umfassenden Information für Bauwillige 
und für die Bauaufsichtsbehörde. 

11 Auswirkungen der Planung 

Die mit diesem Verfahren durchgeführte Planung hat keine direkten Auswirklungen auf 
die Nutzungen im Plangebiet. Alle genehmigten Nutzungen sind auch weiterhin zuläs-
sig. Lediglich bei einem Neubau oder umfassenden Umbauarbeiten müssen versie-
gelte Flächen entsiegelt, und Dachbegrünungen und Baumpflanzungen umgesetzt 
werden. Zudem werden unerwünschte Entwicklungen wie ein „Trading down“ zukünf-
tig erschwert. 

Die Planung hat unter Berücksichtigung der zurzeit bestehenden bzw. planungsrecht-
lich möglichen Bebauung und Flächenversiegelung keine wesentlichen Auswirkungen 
auf den Naturhaushalt. Das Landschaftsbild wird nicht beeinträchtigt. Im beschleunig-
ten Verfahren nach § 13a BauGB ist kein Umweltbericht erforderlich. Artenschutzbe-
lange sind durch die Festsetzung geeigneter Maßnahmen nicht betroffen. Die mit der 
Planung einhergehenden Eingriffe in Natur und Landschaft gelten nach § 13a Abs. 2 
BauGB als im Sinne des § 1 a Abs. 3 BauGB vor der planerischen Entscheidung erfolgt 
oder zulässig. Eine ergänzende formale Bilanzierung von Eingriff und Ausgleich ist 
daher ebenfalls nicht erforderlich.  

12 Städtebauliche Kennziffern 

 

Ursprungsplan: 

Straßenverkehrsflächen ca. 1.000 m² 

Mischgebiet ca. 23.000 m² 

 

 

Neue Planung 

Straßenverkehrsflächen ca. 650 m² 

Mischgebietsflächen ca. 23.050 m² 

Öffentliche Grünflächen ca. 300 m² 
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13 Bodenordnung 

Eine Bodenordnung ist nicht vorgesehen. 

14 Kosten und Durchführung der Planung 

Kosten für die Durchführung der Planung entstehen keine. 

15 Städtebaulicher Vertrag/ Durchführungsvertrag 

Ein städtebaulicher Vertrag ist nicht vorgesehen. 

16 Abwägung 

Wird im weiteren Verfahren ergänzt.  

17 Standortalternativenprüfung 

Bei dem Plangebiet handelt es sich um eine innerstädtische Fläche, die im Rahmen 
einer nachhaltigen Innenentwicklung überplant wird. Auf eine Untersuchung eventuel-
ler Alternativstandorte kann daher verzichtet werden. 

18 Rechtsgrundlagen 

Baunutzungsverordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 21. November 
2017 (BGBl. I S. 3786), die zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 3. Juli 2023 
(BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden ist. 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 3. November 2017 (BGBl. 
I S. 3634), das zuletzt durch Artikel 1 des Gesetzes vom 28. Juli 2023 (BGBl. 2023 I 
Nr. 221) geändert worden ist. 

Denkmalschutzgesetz – DSchG NRW (früher DSchG) Dieses Gesetz tritt am 1. Juni 
2022 in Kraft. Gleichzeitig tritt das Denkmalschutzgesetz vom 11. März 1980 (GV. 
NRW. S. 226, ber. S. 716), das zuletzt durch Artikel 5 des Gesetzes vom 15. November 
2016 (GV. NRW. S. 934) geändert worden ist, außer Kraft. 

Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli 2009 (BGBl. I S. 2542), das zuletzt durch Arti-
kel 3 des Gesetzes vom 8. Dezember 2022 (BGBl. I S. 2240) geändert worden ist. 
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